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Inhalt: Geſetz, betreffend die Verpflichtung der Gemeinden zur Haltung von Ziegenböcken, S. 263. — 
Geſetz, betreffend die Deckung von Ausgaben im Haushalte für die Rechnungsjahre 1914, 1915, 
1916, 1917 und 1918, S. 265. — Gefetz zur Ergänzung des Geſetzes, betreffend die vorläufige 
Regelung des Staatshaushalts für das Nechnungsjahr 1920, vom 6 Mai 1920, S. 267. — Geſetz 
zur Ergänzung des Geſetzes, betreffend die vorläufige Regelung des Staatshaushalts für das Rechnungs⸗ 
jahr 1920, vom 6. Mai 1920, S. 207. — Ausführu ugsgeſetz zum Landesſteuergeſetze, S. 268. 


(Nr. 12072.) Geſetz, betreffend die Verpflichtung der Gemeinden zur Haltung von Ziegen⸗ 
böcken. Vom 14. Dezember 1920, 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be— 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


gl. 


1. Wenn und ſoweit in einer zu einem Landkreiſe gehörigen Gemeinde 
nach der Zahl der vorhandenen Ziegen die Anzahl der zum Decken gehaltenen 
Ziegenböcke ungenügend iſt, hat die Gemeinde die Verpflichtung, eine dem Bedürf⸗ 
nis entſprechende Anzahl von Ziegenböcken anzuſchaffen und zu unterhalten. 

2. Darüber, ob hiernach für die Gemeinden die Notwendigkeit zur Haltung 
von Ziegenböcken vorliegt, und welche Zahl von Böcken im Verhältnis zur Zahl 
der vorhandenen Ziegen von der Gemeinde zu halten iſt, beſchließt der Kreisaus⸗ 
ſchuß nach Anhörung der zuſtändigen Landwirtſchaftskammer mit der Maßgabe, 
daß Gemeinden, in denen weniger als 30 deckfähige Siegen vorhanden find, zur 
Haltung eines eigenen Ziegenbockes nicht genötigt werden können und daß in der 
Regel für je 80 deckfähige Ziegen ein Bock gehalten werden muß. 

3. Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet die Beſchwerde an den 
Bezirksausſchuß ſtatt. Dieſer hat vor Entjcheidung die Landwirtſchaftskammer 
gutachtlich zu hören. 


or 
Den Gemeinden iſt geftattet, die Haltung der von ihnen beſchafften Ziegen- 
böcke zuverläſſigen Perſonen zu übertragen. Die mit den Bockhaltern abzuſchließen⸗ 
7 7 No e co 
den Verträge bedürfen der Genehmigung des Kreisausſchuſſes. 
Geſetzſammlung 1921. (Nr. 1207212076.) 5 38 
Ausgegeben zu Berlin den 19. Februar 1921. 
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83. 

1. Mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes kann ſich eine Gemeinde mit 
einer oder mehreren benachbarten Gemeinden zu einem Bockhaltungsverbande 
vereinigen. f 

2. Eine ſolche Vereinigung kann durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes an- 
geordnet werden, wenn eine oder mehrere Gemeinden für ſich allein außerſtande 
ſind, den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu entſprechen. 

i 3. Dasſelbe gilt für diejenigen Gemeinden, in denen weniger als 30 deck⸗ 
fähige Ziegen vorhanden ſind. 

4. Die Beſtimmungen des § 1 dieſes Geſetzes finden alsdann ſinngemäß 
Anwendung. 5 

4. 


1. Bei der nach § 1 anzuſtellenden Berechnung der erforderlichen Anzahl 
von Ziegenböcken werden nur diejenigen Böcke berückſichtigt, die zur Zucht taug⸗ 
lich befunden und angekört worden find. Die Körung der Ziegenböcke erfolgt 
auf Grund einer vom Regierungspräſidenten nach Maßgabe der $$ 137 139 und 
140 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(Geſetzſamml. S. 195) nach Anhörung der Landwirtſchaftskammer zu erlaſſenden 
Körordnung. 


2. Die angekörten Böcke ſind in geeigneter Weiſe zu kennzeichnen. 


$5. 

1. Die den Gemeinden durch die Bockhaltung erwachſenden Koſten ſind nach 
den Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. 
S. 152) aufzubringen. a 

2. Die Beſchlüſſe der Gemeinde bedürfen der Genehmigung auch dann, 
wenn die Koſten durch Erhebung von Gebühren aufgebracht werden ſollen. Für 
die Erteilung der Genehmigung gelten auch in dieſem Falle die Vorſchriften des 
$ 77 Abſ. 1 des Kommunalabgabengeſetzes. 


3. Die aus dem Körgeſchäft bei den regelmäßig ſtattfindenden Körungen 


entſtehenden Koſten fallen den Kreiskommunalkaſſen zur Laſt. 


$.6. 
In den Stadtkreiſen gelten die gleichen Beſtimmungen wie in den Land⸗ 
reifen. An Stelle des Kreisausſchuſſes tritt hier der Bezirksausſchuß. 


87 
Etwa beſtehende beſondere Verpflichtungen zur Bockhaltung werden durch 
dieſes Geſetz nicht berührt. 
$8. 
1. Das Geſetz tritt am 1. Mai 1921 in Kraft. Zu dem gleichen Zeit⸗ 
punkte tritt das Geſetz, betreffend die Verpflichtung der Gemeinden in der 


ee 
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Provinz Heſſen⸗Naſſau zur Haltung von Siegenböden, vom 12. Juni 1909 


Geſetzſamml. S. 675) außer Kraft. 
2. Die erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Berlin, den 14. Dezember 1920. 


erläßt der Minifter für 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12073.) Geſetz, betreffend die Deckung von Ausgaben im Haushalte für die Rechnungs- 
jahre 1914, 1915, 1916, 1917 und 1918. Vom 12. Januar 1921. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 


beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
81. 


(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung von Fehlbeträgen im Haus⸗ 
0 7 9 9 


halte der Eiſenbahnverwaltung für das Rechnungsjahr 1918 
im Haushalte der Bergverwaltung für die Rechnungsjahre 


FCC 2 006 600,1 Mark 
un ee nn 69 392 146,66 » 
zuſammen 
im Haushalte der übrigen Verwaltungen für die Rech⸗ 
nungsjahre 
co 114 243 375,32 Mark, 
BVV 196 449 135,7 „ 
CCC 105 188 730% s „ 
Fr 109 450 731,68 > 
And 1918 372 665.051 » 
zuſammen ... 897 997 024,62 Mark, 


abzüglich der davon aus dem Ge⸗ 
ſamtaufkommen an Einkommen⸗ 
ſteuer und an Ergänzungsſteuer 
der Jahre 1916, 1917 und 1918 
gedeckten Beträge von je 100 Milli⸗ 
onen Mark, zuſammen 300 000 000%½%0 „ 
mithin noch 


insgeſamt 


1 892 083 251,12 Mark, 


71 398 746, > | 


597 997 024,62 >» 


2561 479 022,41 Mark 


38* 
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im Wege der Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrages von 
Staatsſchuldverſchreibungen zu beſchaffen. 

* (2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz⸗ 
anweiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt 
der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen 
ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

6) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechfeln oder von Schuldverſchreibungen 
in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 

(e) Schuldverſchreibungen, Schatzauweiſungen und Wechſel, die zur Ein⸗ 

löſung fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vier⸗ 
zehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder 
Umlaufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, 
mit dem die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen 
aufhört. 
45 (7) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Uns 
laufszeit ſowie zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

6) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen (Gefegfamnil. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden Geſetzſamml. S. 43), und des Geſetzes 
vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung (Gefeßfamml. S. 155), anzuwenden. 


2 


Das Geſetz vom 18. Juli 1918, betreffend die Ergänzung der Einnahmen 
in dem Staatshaushaltplan für das Rechnungsjahr 1918 (Geſetzſamml. S. 121), 
wird hierdurch aufgehoben. 

Berlin, den 12. Januar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Lüdemann. 
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(Nr. 12074.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes, betreffend die vorläufige Regeln des 
Staatshaushalt für das Rechnungsjahr 1920, vom 6. Mai 1920 (Gesetz 
ſamml. S. 159). Vom 13. Januar 1921, : 


55 ie verfaſſunggebende Preußische Landesverſammlung hat folgendes Geſe 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 5 hal folge ſetz 


Einziger Artikel. 
Dem § 2 des Geſetzes, betreffend die vorläufige Regelung des Staatshaus⸗ 
halts für das Rechnungsjahr 1920, vom 6. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 159) 
wird folgendes angefügt: 
XIX. Die im Nachtrage zu dem Entwurfe des Staatshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1920 angeforderten Beträge: 
a) bei den dauernden Ausgaben im Haushalte 
der Staatsſchuldenverwaltung Kapitel 39a Titel 1 und 2, Kapitel 39 b 
Titel 1, Kapitel 390 Titel 1 und 2, Kapitel 394d, 
des Finanzminiſteriums Kapitel 63 Titel 3 u. 5, 
des Miniſteriums des Innern Kapitel 91 Titel 16, Kapitel 92a; 
b) bei den einmaligen und außerordentlichen Ausgaben im Haushalte 
der Staatsſchuldenverwaltung Kapitel 10 Titel 1 ? 
der Preußiſchen Staatsregierung Kapitel 14 Titel 1; 
des Finanzminiſteriums Kapitel 24 Titel 14, 15, 16 und 17, 
des Juſtizminiſteriums Kapitel 27 Titel 19, 
des Miniſteriums des Innern Kapitel 28 Titel 3a, 
des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung Kapitel 31 
Titel 75a, 86a und 90a, ; 
des Miniſteriums für Volkswohlfahrt Kapitel 33 Titel 11 und 18. 


Berlin, den 13. Januar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Lüdemann. 


Mr. 12075.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes, betreffend die vorläufige Regelung des 
a ee für das Rechnungsjahr 1920, vom 6. Mai 1920 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 159). Vom 13. Januar 1921. 


iD verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


ag =. 


Einziger Artikel. 

Dem F§ 2 des Geſetzes, betreffend die vorläufige Regelung des Staats⸗ 
haushalts für das Rechnungsjahr 1920, vom 6. Mai 1920 Geſetzſamml. 
S. 159) wird folgendes angefügt: 

XX. Die im zweiten Nachtrage zu dem Entwurf des Staatshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1920 angeforderten Beträge: 
a) bei den dauernden Ausgaben im Haushalte des Miniſteriums des 
Innern Kapitel 91 Titel 1 bis 11, 13 bis 15, Kapitel 95 Titel 6, 
6a und 6b, Kapitel 98 Titel 3; 
b) bei den Onaligen und außerordentlichen Ausgaben im Haushalte 
des Finanzminiſteriums Kapitel 24 Titel 8, 
des Miniſteriums des Innern Kapitel 28 Titel 3b bis 31. 


Berlin, den 13. Januar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Lüdemann. 


(Nr. 12076.) Ausführungsgeſetz zum Landesſteuergeſetze. Vom 13. Januar 1921. 


Di⸗ verfaſſunggebende Preußiſche Gand eien hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


(al 

(1) Von dem nach § 17 des Landesſteuergeſetzes dem Preußiſchen Staate 
zuſtehenden Anteil an der Reichseinkommenſteuer und Körperſchaftsſteuer werden 
20 vom Hundert in Abzug gebracht. Die Hälfte dieſes Abzugs dient zur teil⸗ 
weiſen Deckung der vom Staate übernommenen perſönlichen Volksſchul⸗ und 
Polizeilaſten, die andere Hälfte fließt in einen gemeindlichen Ausgleichsſtock. Der 
Ausgleichsſtock dient einmal zur Speiſung der Landesſchulkaſſe mit 300 Mil⸗ 
lionen Mark, wovon 100 Millionen Mark auf das Vierteljahr 1. Januar bis 
31. März 1921 entfallen, ferner zum Ausgleich ſteuerlicher Härten bei einzelnen 
Gemeinden. 

(2) Den verbleibenden Teil erhalten der Staat und die Gemeinden (Ge 
meindeverbände) je zur Hälfte. 


(3) Die Gemeindehälfte iſt nach dem Verhältnis der gewährleiſteten 


Mindeſtbeträge zwiſchen den Gemeinden untereinander und anden 1 und 
ihren übergeordneten Gemeindeverbänden unterzuverteilen. 
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92. 

Zur Verwaltung des gemeindlichen Ausgleichsſtocks ergehen nähere Beſtim⸗ 
mungen durch die Miniſter des Innern und der Finanzen im Benehmen mit den 
gemeindlichen Spitzenverbänden. 

93. 

Jeder Gemeinde (jedem Gutsbezirk) und jedem Gemeindeverbande wird für 
das Steuerjahr 1920 die für das Steuerjahr 1919 aus der Einkommenſteuer 
bezogene Einnahme zuzüglich einer Steigerung von 35 vom Hundert gewährleiſtet. 


94. 

(4) Von dem Mindeſteinkommen, das von der Reichseinkommenſteuer nicht 
erfaßt wird, dürfen die Wohnſitzgemeinden vom 1. April 1921 ab den Teil zur 
Gemeindeeinkommenſteuer heranziehen, der auf den Steuerpflichtigen ſelbſt ent⸗ 
fällt; die für die zweite und jede weitere Perſon ſteuerfrei bleibenden Einkom⸗ 
mensteile ($ 20 Abſ. 2 bis 5 des Reichseinkommenſteuergeſetzes) bleiben auch von 
dieſer Steuer frei. i 

(2) Für das Steuerjahr 1920 dürfen die Wohnſitzgemeinden das von der 
Reichseinkommenſteuer nicht erfaßte Mindeſteinkommen in dem durch das Reichs- 
recht zugelaſſenen Umfang beſteuern. 


§ 5. 
ö) Außer den Gemeinden dürfen auch die Landkreiſe Vergnügungsſteuern 
erheben. 
(2) In Gemeinden, in denen am 1. Oktober 1920 bereits eine Vergnügungs⸗ 
ſteuer beſtand, dürfen die Landkreiſe eine ſolche Steuer nur inſoweit erheben, als 
die von der Gemeinde erhobenen Sätze die von dem Reichsrat und den Aufſichts⸗ 


behörden zugelaſſenen Höchſtſätze nicht erreichen. 
$ 6. 


Haben ein Landkreis und eine Gemeinde vor dem 1. Januar 1918 beide 
eine Grunderwerbſteuer erhoben, ſo erhalten fie die auf Grund des $ 39 des 
Landesſteuergeſetzes vom Reiche zu zahlende Sonderzuweiſung je zur Hälfte. 


8 7. 8 
Die Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes und des Kreis- und Pro- 
ee die ſich auf die Einkommenſteuer beziehen, werden aufgehoben. 


§ 8. 5 
Der Gemeinde Helgoland wird ihr örtliches Aufkommen an Einkommen. 
ſteuer nach Abzug des Reichsanteils unverkürzt überwieſen. 


8 

(1) Die Regelung des § 1 gilt für das Rechnungsjahr 1920. 

(2) Für das Rechnungsjahr 1921 wird bis zu dem Inkrafttreten eines 
neuen Geſetzes die Verrechnung nach Maßgabe der vorſtehenden Beſtimmungen 
vorgenommen. 

810. 


Die Miniſter des Innern und der Finanzen werden mit der Ausführung 
des Geſetzes beauftragt, insbeſondere auch zum Erlaſſe von Beſtimmungen über die 
Beteiligung der Gutsbezirke. 


Berlin, den 13. Januar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Zugleich für den Miniſter des Innern: 
Lüdemann. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums.— Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 

Der Bezugspreis für die Preußiſche Geſetzſammlung iſt vom 1. Januar 1921 ab auf 21 Mark jährlich einſchließlich der gefehlichen 
Seltungsgebühr feſtgeſezt. Der Preis für einzelne Stücke beträgt 30 Pfennig für den Bogen, für die Hauptſachverzeichniſſe 
1806 bis 1883 50 Mark und 1884 bis 1913 26 Mark. 

Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


